
 

 

Genehmigung für die wesentliche Änderung einer Windkraftanlage 
in 17291 Prenzlau 

 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 

Vom 5. Oktober 2021 
 
 

Der Firma Ventus Bürgerstrom Basedow Nr. 66 GmbH & Co. KG, Lichtenberger Weg 4 in 
15236 Jacobsdorf wurde die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück in 17291 Prenzlau in der Gemarkung Basedow, Flur 1, 
Flurstück 93 eine Windkraftanlage wesentlich zu ändern (Az.: G00621). 
 
Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbelehrung lauten: 
 
„I. Entscheidung 
 
1. Der Firma Ventus Bürgerstrom Basedow Nr. 66 GmbH & Co. KG (im Folgenden: Antrag-

stellerin), Lichtenberger Weg 4 in 15236 Jacobsdorf OT Sieversdorf wird die 
 

Genehmigung 
 

erteilt, die mit dem Genehmigungsbescheid Nr. 20.064.00/19/1.6.2V/T13 vom 13.07.2020 
genehmigte Windkraftanlage auf dem Grundstück in 17291 Prenzlau,  
 
Gemarkung: Basedow 
Flur:  1  
Flurstück:  93 
 
in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter Be-
rücksichtigung der unter Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu ändern. 

 
2. Der Genehmigungsbescheid Nr. 20.064.00/19/1.6.2V/T13 vom 13.07.2020 behält seine 

Gültigkeit, soweit durch diesen Bescheid keine Änderungen vorgesehen sind. 
 
3. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende Entscheidungen: 
 

- die Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 Brandenburgische Bauordnung 
(BbgBO) mit der Zulassung der beantragten Abweichung (Reduzierung der Abstands-
fläche mit RA = 154,97 m auf die Projektionsfläche mit RA = 81,10 m) gemäß § 67 
Absatz 1 BbgBO von der Vorschrift des § 6 BbgBO,  

- die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß § 17 Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 15 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

 
4. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch beim Lan-

desamt für Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“ 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den im Genehmigungsbescheid 
aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt. 
 
 
Auslegung 



 

 

 
Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen erforderlichen Unterlagen wird ge-
mäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz 
- PlanSiG) durch eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt. 
 
Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der geneh-
migten Antragsunterlagen wird in der Zeit vom 7. Oktober 2021 bis einschließlich 20. Okto-
ber 2021 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg https://lfu.branden-
burg.de/info/genehmigungen-ost unter der Vorhaben-ID G00621 veröffentlicht. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 PlanSiG wird die Ge-
nehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten 
Antragsunterlagen zeitgleich im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) ausgelegt und kann dort wäh-
rend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 
 
Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhaltung der gesetzlich geforderten 
Schutzmaßnahmen für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine vor-
herige Anmeldung während der Dienststunden unter der Telefonnummer 0335 60676-5182 
oder E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de erforderlich. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in Potsdam 
erhoben werden.  
 
Hinweis 
 
Das Vorhaben ist der Nummer 1.6.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) zuzuordnen. Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Die Feststellung erfolgte nach Beginn 
des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten Un-
terlagen sowie eigener Informationen. Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass 
für das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien:  
 
Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen nicht hervorgerufen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Vielfalt und Landschaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Vorha-
bensträger vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Rechtsgrundlagen 
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräu-
sche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) 
 
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung 
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vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69) 
 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. No-
vember 2020 (BGBl. I S. 2428) 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 
 
Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren wäh-
rend der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I 
S. 353) 

 
Landesamt für Umwelt 

Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost 


